TOPO 5

QD

()
(N
@

R
N
-

Kilagen gegen dritte Teilgenehmigung fiir den Weiterbau und Betrieb der
Ersatzbrennstoffanlage Stade rechtswidrig und nicht vollziehbar

Niedersachsen

NDS. OBERVERWALTUNGSGERICHT
24.10.2019

LUNEBURG. Der 12. Senat des Niederséchsischen Oberverwaltungsgerichts hat mit zwei Urteilen
vom 24, Oktober 2019 (AZ: 12 KS 118/17 bzw. 12 KS 127/17) den Klagen der Hansestadt Stade
und eines benachbarten Obstbauern teilweise stattgegeben und die Rechtswidrigkeit und Nichtvoll-
ziehbarkeit der dritten und letzten immissionsschutzrechtlichen Teilgenehmigung fur den Weiterbau
und den Betrieb der Anlage zur thermischen Verwertung nicht gefahrlicher Abfalle im Industriegebiet
Stade-Butzfleth festgestellt. Mit dieser Anlage soll durch die Verbrennung sogenannter Ersatzbrenn-
stoffe (z. B. Verpackungen, Abfélle aus der Papierherstellung) Energie erzeugt werden.

MaRgeblich fir den Teilerfolg der Klagen war Folgendes: Der dritten Teilgenehmigung waren in den
Jahren 2008 und 2009 ein Vorbescheid sowie zwei Teilgenehmigungen vorausgegangen. Bereits
der Vorbescheid entschied abschlieBend (ber den Standort der Anlage und legte einzuhaltende
Grenzwerte fiir die Emissionen und die Schadstoffbelastung der Ersatzbrennstoffe fest. Schon kurz
nach dem Ergehen des Vorbescheids wurde der Standort der Anlage jedoch um ca. 160 m nach
Stdosten verschoben, ohne den Vorbescheid — wie erforderlich — entsprechend zu 4ndern. Deshalb
wirkt der Vorbescheid nicht mehr zugunsten des geénderten Vorhabens, und die dritte Teilgeneh-
migung konnte weder auf die allein im Verfahren zur Erteilung des Vorbescheids durchgefihrte Um-
weltvertraglichkeitsprifung und Offentlichkeitsbeteiligung noch auf die durch den Vorbescheid ge-
troffenen Festlegungen aufbauen. Unabhé&ngig davon waren eine erneute Umweltvertraglichkeits-
prifung und Offentlichkeitsbeteiligung insoweit erforderlich gewesen, als mit der dritten Teilgeneh-
migung - in Anpassung an eine 2013 eingetretene Verscharfung der Rechtslage — vereinzelt stren-
gere Emissionsgrenzwerte als in dem Vorbescheid festgesetzt wurden, deren Einhaltung durch eine
hierzu verénderte Rauchgasreinigungsanlage sichergestellt werden sollte.

Auf die Defizite an Umweltvertraglichkeitsprifung und Offentlichkeitsbeteiligung konnten sich so-
wohl die Hansestadt Stade als auch der klagende Obstbauer erfolgreich berufen. Die Hansestadt
Stade vermochte zudem mit Erfolg geltend zu machen, dass es zur Erteilung der dritten Teilgeneh-
migung ihres Einvernehmens bedurft hatte. Denn dieses Einvernehmen war weder erteilt noch er-
setzt worden, obwohl dies deshalb eine Genehmigungsvoraussetzung war, weil die fur den Standort
der Anlage bestehenden Bebauungspléne unwirksam waren. Zugunsten der Klage des benachbar-
ten Obstbauern wirkte sich auch aus, dass es an hinreichenden Festlegungen zum Schutz der Nach-
barschaft vor schadlichen Umwelteinwirkungen fehlte, weil der Vorbescheid nicht zugunsten des
Vorhabens wirkt. Die vereinzelt verscharfenden Neuregelungen der dritten Teilgenehmigung blieben
namlich vor diesem Hintergrund isoliert und lickenhaft.

Soweit die Klagen Uber ihren Teilerfolg hinausgshend auf eine Aufhebung der dritten Teilgenehmi-
gung Zzielten, sind sie abgewiesen worden. Denn es kommt in Betracht, die Méngel des Genehmi-
gungsverfahrens in einem erganzenden Verfahren zu beheben.

Revisionen an das Bundesverwaltungsgericht hat der Senat wegen der grundsétzlichen Bedeutung
der Rechtssachen zugelassen.
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der SHGT - info — intern Reventloualiee 6/ Il. Stock
- Amter Haus der kommunalen Selbstverwaltung
- Gemeinden Telefon: 0431 570050-50
- Zweckverbande Telefax: 0431 570050-54
im Verbandsbereich des SHGT E-Mail: info@shgt.de

Internet: www.shgt.de
Aktenzeichen: 20.22.10 B/Bl

Zustindig: Herr Bllow
Telefon/Durchwahl: 50

SHGT - info - intern Nr. 167/19

Resolution des SHGT zu den Kommunalfinanzen

Unter Bezugnahme auf Info intern Nummer 151/19 und 160/19 teilen wir mit:

Der Landesvorstand des Schleswig-Holsteinischen Gemeindetages hat am 26. Sep-
tember 2019 eine Resolution zu den Kommunalfinanzen beschlossen. Diese Erkli-
rung ist dem Info intern als Anlage beigefigt.

Die Erkldrung wird von den Kreisverbidnden des SHGT fir die Offentlichkeitsart_)eit,
politische Kontakte etc. genutzt. Sie kann auch von einzeinen Gemeinden oder Am-

tern zum Beratungsgegenstand gemacht werden. Der Text wird auch in unserer Zeit-
schrift ,Die Gemeinde“ ver&ffentlicht.

- Ende info - intern Nr. 167/19 -

Anlage

info 16719 Resolution des SHGT zu den Kommunalfinanzen.doex
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Resolution des Gemeindetages:

Die Kommunen jetzt stiarken!

Worum geht es ?

Lebensqualitat, Infrastruktur und Zusammenhalt: In den kommenden Wochen ent-
scheidet sich, wie gut sich die Gemeinden in den nachsten Jahren um diejenigen Aufga-
ben kiimmern kénnen, die fir die Menschen besonders wichtig sind: Schule, Kita, Stra-
Ben, Feuerwehren, Klimaschutz, Sportanlagen, Kultur, Integration und Soziale Fursorge.

Die Menschen vertrauen von allen staatlichen Ebenen am meisten den Germeinden und
den Biirgermeisterinnen und Biirgermeistern. Die Gemeinden miissen dieses Ver-
trauen rechtfertigen kénnen. Dafiir brauchen sie finanzielle Handlungsfihigkeit.

Wo ist das Problem ?
¢ Das Gutachten zum kommunalen Finanzausgleich hat festgestellt:
o Die Kommunen sind unterfinanziert, sie brauchten zur Erfillung ihrer Aufgaben
deutlich mehr Geld.
o Die Aufteilung der verfugbaren Steuermittel zwischen Land und Kommunen erfolgt
ungerecht zulasten der Kommunen.
o Eine gerechte Verteilung des Steueraufkommens erfordert eine Erhéhung des
kommunalen Anteils an den Steuereinnahmen (Verbundsatz im Finanzausgleich).
* Die Landesregierung hat eine finanzielle Entlastung der Kommunen bei der Kinder-
betreuung versprochen. Der Gesetzentwurf zur Kita-Reform bewirkt fiir viele Ge-
meinden aber das Gegenteil, namlich h6here Kosten und mehr Biirokratie.
* Die Integration der Flachtlinge wird durch den sog. Integrationsfestbetrag unterstiltzt.
Diesen will das Land ab 2020 von 17 Mio. € auf 5 Mio. € pro Jahr kiirzen.

Was ist zu tun ?

Die Gemeinden wollen eine faire Vereinbarung mit dem Land. Bei aktuellen Gesetzen

muss der Landtag handeln.

e Das Urteil des Landesverfassungsgerichts und das Gutachten zum Finanzaus-
gleich miissen Konsequenzen haben. Die ungerechte Verteilung der Mittel muss
beseitigt werden. Die Kommunen benétigen also einen groBeren Anteil der Steu-
ereinnahmen. Dafiir ist eine Anhebung des Verbundsatzes im FAG notwendig.
Dies kann in mehreren Schritten erfolgen.

» Das Land muss fiir eine Entlastung aller Gemeinden bei der Finanzierung der Kinder-
tagesstatten sorgen. Nur dann ist der weitere Ausbau der Kinderbetreuung leistbar.
Dafiir ist der Gesetzentwurf zur Kita-Reform an entscheidenden Stellen zu #ndern.
Zahlreiche konkrete Vorschlage der Gemeinden liegen vor. So geht es:

o Das Land zahlt an die Kommunen nach Gruppenpauschalen (objektbezogen).
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Der kommunale Finanzierungsanteil der Tagespflege bieibt beim Kreis.
Weniger Verwaltungsaufwand, insb. bei Bedarfsplanung und Tréagerauswahl.
Der geplante Wohngemeindeanteil ist zu streichen, die kommunale Finanzie-
rung der Einrichtungen wird bei den Standortgemeinden konzentriert.

Mehr Flexibilitat, damit der Rechtsanspruch auf Betreuung erfiillt werden kann.
Ein kommunaler Gesamtfinanzierungsanteil von einem Drittel bleibt das Ziel.

o Die fur 2020 geplanten finanziellen Kiirzungen durch das Land gegeniiber den
Kommunen in den Bereichen Integration und Soziales sind zu verhindern. Bund
und Land dirfen die Kommunen bei der Integration nicht alleine lassen!

Fazit

Die Biirgerinnen und Biirger haben berechtigte Erwartungen an leistungsfahige Ge-

meinden.

Es ist Aufgabe des Landes, fur diese Leistungsfahigkeit der Gemeinden zu sorgen. Die
Gleichrangigkeit der Aufgaben von Land und Kommunen muss beachtet werden.

Die Gemeinden erwarten vom Land:

» Eine nachhaltige finanzielle Starkung der Gemeinden durch eine Anhebung des Ver-
bundsatzes im Finanzausgleich muss vereinbart werden.

¢ Die Sorgen der Gemeinden vor zusatzlichen Mehrbelastungen bei der Kinderbetreu-
ung dirfen nicht langer ignoriert werden.

* Angedrohte Kirzungen bei der Integration muss das Land zuriicknehmen.

Schieswig-Holsteinischer Gemeindetag
Reventlouallee 6

24105 Kiel

info@shgt.de

www.shgt.de

Beschluss des Landesvorstandes des SHGT vom 26. September 2019




	Vorlagendokumente
	TOP Ö  5 Danksagung
	Pressemitteilung  0140/2019/AMT/en

	TOP Ö  7 Resolution des SHGT zu den Kommunalfinanzen
	SHGT Info  0141/2019/AMT/en



